
Sozialismus.de
Heft  9-2017   |    EUR 7,00   |   C 12232 E

Monatlich Hintergründe, Analysen und Kommentare  |  täglich im Netz

Beiträge von

Alban Werner,
Frank Deppe, Alexander
Häusler/Rainer Roeser, 
Joachim Bischoff/Björn Radke,
Thomas Kuczynski u.a.

Gewerkschaften
Forum

Detlef Hensche: Das Urteil 
des BVerfG zur Tarifeinheit 

Reinhold Riebl/Michael 
Braun: IGM-Tarifrunde 2018

Dies ist ein Artikel aus der Monatszeitschrift Sozialismus. 

        Inf
ormatio

nen üb
er den 

weitere
n Inhal

t finden
 Sie unt

er 

              www.sozialismus.de.

                    Dort können Sie ebenfalls ein Probeheft 

                              bzw. ein Abonnement bestellen.



Sozialismus.de Heft 9-2017	 1

Nur im Netz:
Die Redaktion veröffentlicht regel-
mäßige Beiträge zwischen den  
monatlichen Printausgaben auf 

www.sozialismus.de

US-Präsident ohne rechts
populistische Strategen?

Stephen Bannon hat seinen Job als 
Chefstratege des US-Präsidenten 
aufgegeben; er gilt mit Stephen Mil-
ler als Architekt der »America-
First«-Strategie. Der Mitgründer der 
rechtskonservativen Internet-Platt-
form Breitbart war vor Beginn der 
Endphase des Wahlkampfs 2016 
zum Team Trump gestoßen. ...

»England ist verloren« 
(Mick Jagger)

Die nächste Runde der Austrittsver-
handlungen zwischen der EU und 
dem Vereinigten Königreich steht an. 
Die nervöse Auseinandersetzung in 
Britannien in einem vergifteten ge-
sellschaftlichen Klima geht weiter. ...

Schattenseiten

Die gute wirtschaftliche Entwick-
lung sorgt weiter für Rekorde auf 
dem deutschen Arbeitsmarkt. Im 
Juni 2017 waren rund 44,2 Mio. Per-
sonen mit Wohnort in Deutschland 
erwerbstätig – so viele wie noch nie 
seit der Wiedervereinigung. ...
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Verfassungsstreit in Polen
von n Holger Politt

Es hat schon höhere Weihe, wenn PiS-
Parteichef Jarosław Kaczyński plötz-
lich den Teufel ins Spiel bringt: »Wir 
sind wirklich diejenigen, die übrigge-
blieben sind, was aber nicht bedeuten 
soll, dass unsere Festung dann auch er-
obert werden wird. Wir müssen sie ver-
teidigen für Polen, für die Polen und für 
Europa. Einfach für die Menschheit. Ich 
will mir jetzt nicht eine mir nicht zu-
stehende Rolle anmaßen, aber der Teu-
fel treibt sich schon rum in der Welt.« 
Diese Worte sagte er, kurz nachdem die 
überraschend starke Protestwelle gegen 
die Regierungspolitik vom Juli 2017 ab-
geebbt war, dem katholischen Radio
sender »Radio Maryja«, der aus sei-

ner Feindschaft zur liberalen Welt 
und zur Europäischen Union keinen 
Hehl macht. An anderer Stelle sprach 
Kaczyński von einem ernsthaften Auf-
stand, von einem Übergriff der Barbarei. 

Solch deftige Worte verdeutlichen ei-
nerseits die unerwartete Dynamik und 
Kraft der Protestwelle, andererseits die 
Ratlosigkeit, die sich im Regierungsla-
ger schnell breitzumachen begann. Po-
lens Innenminister Mariusz Błaszczak 
erklärte etwa auf dem Höhepunkt der 
Proteste, als landauf, landab Hundert-
tausende Menschen auf die Straße gin-
gen, es sei eben Urlaubssaison, so-
dass die meisten derjenigen, die sich 
jetzt versammelten, eher Abendspazier-

gänger seien, die eigentlich das schöne 
Sommerwetter nutzten und eher zufällig 
in die Proteste geraten seien. Doch der-
selbe Minister meinte an anderer Stelle 
wieder ganz ernst, die Opposition habe 
im Juli versucht, die Regierung zu stür-
zen. Schnell hat Kaczyński das entspre-
chende Wort gefunden – er und seine 
Leute sprechen jetzt gerne von der soge-
nannten totalen Opposition, die ein un-
berechenbares Wesen zu sein scheint, 
dem aber alles zuzutrauen ist. An-
ders gesagt, dem Parteivorsitzenden 
Kaczyński geht es, wenn er vom Teufel 
spricht, gar nicht so sehr um die äußere 
Welt, vielmehr treiben ihm die Vor-
gänge im eigenen Land die Sorgenfalten 
in die Stirn. Was aber ist los in Polen? 

Mit Paukenschlägen zu den  
»guten Veränderungen«

Zwei Paukenschlägen gleich hatten Po-
lens Nationalkonservative 2015 die ent-
scheidenden politischen Machtposi-
tionen unter ihre Kontrolle gebracht. 
Andrzej Duda, der direkt gewählte Sie-
ger der Präsidentschaftswahlen, war 
der Kandidat des eigenen Lagers und 
brachte den sieggewohnten Wirtschafts-
liberalen nach vielen Jahren die erste 
deftige Wahlschlappe bei. Alle Welt sah 
nunmehr in Jarosław Kaczyński den 
Meister, der das Unwahrscheinliche 
wahr werden ließ. Kurzerhand kürte 
dieser Beata Szydło, die die Duda-Kam-
pagne gemanagt hatte, zur Spitzenkan-
didatin der Nationalkonservativen für 
die Parlamentswahlen, die im Herbst 
folgten. Der Triumph konnte nicht grö-
ßer sein, denn erstmals seit 1990 ge-
lang es einer Gruppierung, die ab-
solute Mehrheit der Parlamentssitze 
zu erobern. Wieder war es Jarosław 
Kaczyński, der die Siegeslorbeeren ein-
heimste, und es wurde im Spätherbst 
2015 schnell klar, dass sowohl Staats-
präsident Duda als auch Ministerpräsi-
dentin Beata Szydło allenfalls die Rol-

Holger Politt ist Mitarbeiter der Rosa Luxem-
burg Stiftung in Warschau. Von ihm und 
Krzysztof Pilawski erschien 2016 bei VSA das 
Buch: »Polens Rolle rückwärts. Der Aufstieg 
der Nationalkonservativen und die Perspekti-
ven der Linken«. Siehe dazu auch ihren Beitrag 
in Sozialismus 11/2016: »Zusammengesetzte 
Identität. Grundlagen des Nationalkonservatis-
mus in Polen«.
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len wichtiger Figuren im großen Spiel 
des Parteivorsitzenden zufallen, sie eher 
Staffage denn gleichwertige Akteure 
sein werden.

Ein trefflicher Name für das Spiel 
hatte sich alsbald gefunden – die »gu-
ten Veränderungen« wurde das Kind ge-
tauft. Wer tiefer schaute, nahm sogleich 
wahr, wie sehr der Parteivorsitzende 
diesmal auf das Tempo drückte, denn 
mit den als unerlässlich beschriebenen 
Systemveränderungen sollte nicht lange 
gewartet werden. Doch für die breite Öf-
fentlichkeit wurde zunächst ein Sozial-
programm nach vorne geschoben, das es 
tatsächlich in sich hatte, zumindest im 
Vergleich zu den sozialpolitischen Opti-
onen der vielen Vorgängerregierungen 
seit 1990. Schnell wurde ein gesetzliches 
Kindergeld eingeführt, generell ab dem 
zweiten Kind, bei einkommensschwa-
chen Familien auch bereits ab dem ers
ten Kind. Die umgerechnet etwa 125 
Euro monatlich pro Kind sind, vor allem 
ins Verhältnis gesetzt zu den durch-
schnittlichen Löhnen, kein Kinkerlitz-
chen. Außerdem ist es die umfassendste 
sozialpolitische Maßnahme seit den 
Wendejahren. Auch bei anderen Wahl-
versprechen – etwa der Rücknahme ei-
ner umstrittenen »Rentenreform« – 
hielten die Nationalkonservativen Wort, 
weshalb Polens bekanntester Sozialre-
bell, Piotr Ikonowicz, mit Nachdruck da-
rauf verweist, dass die Szydło-Regierung 
seit vielen Jahren die erste Regierung 
sei, die ihre sozialen Wahlversprechen 
auch einlöse. 

Doch die Schattenseite folgte auf dem 
Fuß. Die »guten Veränderungen« ent-
puppten sich in ihrem Kern als scharfer 
Angriff auf die bestehende Verfassungs-
ordnung, insbesondere bezüglich des 
unabhängigen Gerichtswesens und der 
Medienwelt. Aus den öffentlich-rechtli-
chen Kanälen wurden handstreichartig 
»nationale Medien«, die – so die Kritik 
der Opposition seither – eher Verlaut-
barungsorganen für die einzig zugelas-
sene Wahrheit gleichen und mitnichten 
noch dem gesetzlichen Informationsauf-
trag folgen. 

Aber ebenso schnell wie der Schat-
ten bildete sich der öffentliche Protest 
heraus – hier hatte sich der große Stra-
tege im Parteivorsitz gründlich ver-
rechnet. Eigentlich hatte er erwartet, 

dass die Nationalkonservativen auch 
auf der Straße in der Vorhand blei-
ben würden. Patriotische und auf die 
nationale Identität ausgerichtete Lo-
sungen sollten Volkes Stimmung doch 
besser oder leichter treffen als hoch-
komplexe Verfassungsfragen oder etwa 
die Anbindung des Landes an die tro-
ckene Brüsseler EU-Bürokratie. Hier 
irrte Kaczyński gründlich, denn neben 
dem EU-Blau wurde der Aufruf zur Ver-
teidigung der Verfassung zum Marken-
zeichen der Massenproteste gegen die 
Regierungspolitik. Höhepunkt waren 
nun die zurückliegenden Juli-Tage, als 
in ganz Polen in Hunderten von Städ-
ten die Menschen auf die Straße gingen 
mit dem Ausruf »Konstytucja!« – um 
Rechtsstaatlichkeit und Gewaltenteilung 
sowie die EU-Mitgliedschaft zu verteidi-
gen. Um die Dimension erahnen zu kön-
nen, sei hinzugefügt, dass Polen seit den 
»Solidarność«-Tagen von 1980/81 keine 
solch lebendige, viele unterschiedliche 
Bevölkerungsteile erfassende Protest-
welle erlebt hatte. Der Ärger, nein: der 
Schock bei den Regierenden ist also ver-
ständlich. 

Die Rolle des obersten  
Verfassungshüters

Andrzej Duda ist nominell Polens obers
ter Verfassungshüter. Doch bereits in 
seiner Wahlkampagne hatte er unum-
wunden zugegeben, die geltende Ver-
fassung überwinden zu wollen. Dass er 
dennoch zum Staatsoberhaupt gewählt 
wurde, gehört zu den vielen Ungereimt-
heiten anno 2015. Also stürmte der ei-
genartige Verfassungshüter gleich nach 
vorne und erklärte nun im Frühjahr die-
ses Jahres dem erstaunten Volk, am 11. 
November 2018 ein Referendum abhal-
ten zu wollen – in der Verfassungsfrage. 
Die kecke Begründung lieferte er mit: 
Er habe bei der Stichwahl mehr Stim-
men vereinen können als für die Verfas-
sung von 1997 abgeben worden seien! 
Deshalb wolle er nun den 100. Jahres-
tag der Wiederherstellung Polens, die 
im November 1918 erfolgt war, nut-
zen, um mit einer Volksbefragung wie-
der Bewegung in die Verfassungsfrage 
zu bringen. Ein Plan so recht nach dem 
Geschmack Kaczyńskis, denn um an 
der geltenden Verfassung zu rütteln, 

braucht es im Parlament die Zweidrittel-
mehrheit, die Polens Nationalkonserva-
tive allerdings nicht zusammenbringen. 
Während deshalb die Kaczyński-Partei 
auf der parlamentarischen Ebene mit 
einzelnen Gesetzen den Verfassungs-
geist konsequent auszuhöhlen sucht, 
geht der Staatspräsident in die Vollen – 
versteht er sein Amt doch offensichtlich 
als das eines Verfassungsgebers. So der 
Stand bis zu den Juli-Protesten, die nun 
einiges in dem eingeübten Spiel durch-
einanderbrachten.

Drei Gesetze, die gravierend in die 
Gewaltenteilung eingreifen, sollten 
noch vor der parlamentarischen Som-
merpause durch die Instanzen ge-
boxt werden. Die Zielscheibe bildeten 
das Oberste Gericht, der Landesrich-
terrat und der Grundsatz unabhän-
giger Gerichte als solcher. Die Judika-
tive sollte – allgemein gesagt – stärker 
an die Kandare von Exekutive und Le-
gislative gelegt werden. Im Tempo der 
Gesetzesmacher gingen allerdings auch 
die Menschen auf die Straße, um Ver-
fassung, Gewaltenteilung und Rechts-
staatlichkeit zu verteidigen. Schließ-
lich gab Präsident Duda dem Druck der 
Straße nach und verweigerte am 24. 
Juli die Unterschrift wenigstens un-
ter zweien der drei Gesetzesnovellen. 
Kaczyński schickte umgehend die Mi-
nisterpräsidentin, den Sejm-Marschall 
und den Senats-Marschall in das Präsi-
dentenamt, die nun ihrerseits wie treue 
Sendboten Duda mitteilten, er habe eine 
Stunde Zeit, den Fehler zu korrigieren! 
Der ließ die vom Parteivorsitzenden ein-
geräumte Zeit verstreichen und erklärte 
abends in einer Fernsehansprache auf 
einem privaten Kanal seinen Landsleu-
ten die Beweggründe. Zur selben Zeit 
sprach im ersten Programm der »natio-
nalen Medien« Beata Szydło, die ganz in 
Kaczyńskis Sinne beteuerte, das Regie-
rungslager werde an seinen Plänen fest-
halten. 

Seither wird in Polen gerätselt, was 
der überraschende Schritt Dudas für 
sein künftiges Verhalten gegenüber 
Kaczyński zu bedeuten habe, denn im-
merhin gab er ja ausdrücklich zu, die 
Unterschrift verweigert zu haben, weil 
nicht alle Bedenken ausgeräumt seien, 
ob die beiden vorgelegten Gesetze mit 
dem Verfassungsgebot übereinstimm-
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ten. Zugleich kündigte er an, selbst in 
absehbarer Zeit entsprechende Geset-
zesvorschläge vorzulegen. Wie dem 
auch sei, erstmals nahm die breite Öf-
fentlichkeit die Risse im bislang so ge-
schlossen wirkenden Regierungslager 
wahr, die interessanterweise dort ent-
langlaufen, wo die Verfassungsväter von 
1997 sie auch haben wollten! Der di-
rekt gewählte Staatspräsident soll nicht 
bloßer Erfüllungsgehilfe einer parla-
mentarischen Mehrheit sein. Er soll ge-
wissermaßen zumindest aus der Per-
spektive der Zweidrittelmajorität auf die 
öffentlichen Dinge schauen – also, wie 
es so schön heißt, der Präsident mög-
lichst aller Landeskinder sein. Nie wäre 
es denen übrigens in den Sinn gekom-
men, dass Polens Wählerschaft schließ-
lich Zwillingsbrüder in die höchs
ten Machtpositionen hineinwählt, so 
wie es 2006/2007 Lech und Jarosław 
Kaczyński vorgemacht hatten. Das sei 
angeführt, weil in dieser Zeit das Ver-
ständnis entscheidend geprägt worden 
ist, mit dem Jarosław Kaczyński auf die 
Rolle des Präsidenten schaut. 

Unerbittlicher Streiter gegen ein 
deutsches Europa

Der PiS-Parteivorsitzende gebraucht üb-
rigens ein weiteres Argument, wenn er 
öffentlich gegen die geltende Verfassung 
zu Felde zieht. Zwar habe Polens Bevöl-
kerung seinerzeit abstimmen können 
und ein mehr oder weniger deutliches 
Ja zur Verfassung gesagt, aber damals 
– etliche Jahre vor dem EU-Beitritt von 
2004 – habe ja noch niemand wissen 
können, was die EU-Mitgliedschaft ei-
gentlich bedeute. Heute hingegen könne 
eingeschätzt werden, dass diese Verfas-
sung nur ungenügend vor den Zumu-
tungen aus Brüssel schütze, weshalb sie 
ersetzt werden müsse durch eine, die 
zeitgemäßer sei. Neidisch wird er dies-
bezüglich nach Ungarn schauen, denn 
Viktor Orbán musste nicht erst eine alte, 
unliebsame Verfassung aus dem Feld 
räumen, ihm genügte das Versprechen, 
überhaupt erst einmal eine Verfassung 
ins Leben zu rufen, die der Wirklichkeit 
Ungarns seit 1990 gerecht werde. Dass 
diese dann den strammen nationalkon-
servativen Zuschnitt bekam, lag tatsäch-
lich an der Verfassungsmehrheit, die 

das Orbán-Lager im ungarischen Par-
lament hatte. Kaczyński hingegen muss 
das Eisen schmieden, solange es im 
Feuer ist. Dafür indes braucht es den 
treuen, verlässlichen Präsidenten. 

Was spricht aus Sicht Kaczyńskis ge-
gen die Verfassung? Im Kern ist es der 
liberale Geist, der stört, denn das Ver-
fassungswerk wurde ganz auf dem op-
timistischen Ausblick gegründet, der 
die 1990er Jahre auszeichnete – dem 
Ausblick auf die bevorstehenden Mit-
gliedschaften im transatlantischen Mi-
litärbündnis und in der Europäischen 
Union. Nach dem Vorbild gefestigter 
westlicher Demokratien wurden Mei-
nungs-, Versammlungs- und Organisa-
tionsfreiheit, die Gewaltenteilung sowie 
die Rechte von Minderheiten festge-
schrieben. Souverän, so die Präambel, 
seien alle Bürger, sowohl diejenigen, die 
an Gott als der Quelle von Wahrheit und 
Gerechtigkeit, vom Schönen und Gu-
ten glaubten, als auch diejenigen, die 
diesen Glauben nicht teilten. Kaczyński 

lehnt die Präambel ab, er will stattdes-
sen den klaren und eindeutigen Gottes-
bezug. Die Präambel sieht er eher als ein 
gefährliches Einfallstor, durch das sich 
Kräfte bestärkt fühlten, die Polens na-
tionale Identität untergraben wollten. 
Und die Verfassung von 1997 ist für ihn 
ein Werk derjenigen, die 1989 am Run-
den Tisch saßen, um auszuhandeln, dass 
die »Kommunisten« zwar die Macht ab-
geben mussten, dafür immerhin mit 
heiler Haut davonkommen konnten. 
So ist für ihn die Verfassung von 1997 
schlichtweg das Werk von Verrat! Alles 
Weitere ergibt sich daraus. 

Ein Dorn im Auge der Kaczyński-
Anhänger sind vor allem die Fort-
schritte, die in jenen Bereichen seit dem 
EU-Beitritt erreicht worden sind, die 
mit der abfälligen Bezeichnung Gender
ideologie in den Augen einer Mehrheit 
verächtlich gemacht werden sollen. Eine 
Speerspitze im Kampf gegen diese »ge-
fährliche«, aus Brüssel gelenkte »Ideo
logie« ist der oben erwähnte Hörfunk-
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kanal »Radio Maryja«. Ein anderer 
beliebter Anlass, um Brüssel in der pol-
nischen Öffentlichkeit den schwarzen 
Peter zuzuschieben, ist die EU-Klima- 
und Energiepolitik bzw. deren Ziel-
setzungen. Polens Energiewirtschaft 
basiert zu über 80% auf Kohleverstro-
mung, allein in der Steinkohle sind noch 
knapp 90.000 Menschen beschäftigt – 
mehr als in allen anderen EU-Ländern 
zusammengerechnet! In besonderer 
Weise ist das Revier um Katowice, das 
frühere Oberschlesien, betroffen. Eine 
Region von über drei Millionen Men-
schen, in der insgesamt mehrere hun-
derttausend Arbeitsplätze direkt oder 
indirekt von der Steinkohleförderung 
abhängen. Die faktisch nicht aufzuhal-
tende Umstrukturierung hat Ausmaße, 
wie sie in Deutschland das Ruhrgebiet 
kennt. Die Nationalkonservativen hat-
ten 2015 versprochen, jeden Kohlear-
beitsplatz gegen die Angriffe aus Brüs-
sel zu verteidigen. Und überhaupt wird 
der EU-Integration vorgeworfen, dass 
von der – zugestandenen – wirtschaftli-
chen Entwicklung in erster Linie große 
internationale Konzerne profitiert hät-
ten, polnisches Kapital habe sich nicht 
im gleichen Maße entwickeln können. 
Deshalb spricht Kaczyński gerne von ei-
ner zweiten, nunmehr polnischen Welle 
des Kapitalismus, wofür aber das bis-
herige Herangehen an die EU-Integra-
tion aufgegeben werden müsse. Das sei 
aber mit der jetzigen Verfassung nur be-
dingt möglich, weil sie eben die riesen-
großen Schlupflöcher zulasse, mit denen 
Polens nationale Integrität untergraben 
werde. Und so geht es weiter, kaum ein 
Bereich wird ausgelassen. Es herrscht 
Konjunktur für schiefen und überstei-
gerten Patriotismus, für offen heraus-
gekehrten Nationalismus, für ein naiv-
dummes Beschwören der nationalen 
Identität usw. 

Wenn die Nationalkonservativen 
auf Brüssel verweisen, meinen sie häu-
fig Berlin, denn die deutsche Karte ist 
viel leichter zu spielen und in der Öf-
fentlichkeit greifbarer. Insgeheim wird 
also der Vorwurf eines »deutschen Eu-
ropas« lanciert, was nach der Brexit-
Entscheidung, aber auch nach der Grie-
chenland- und der Flüchtlingskrise gar 
nicht so schwer fällt. Als Strohmann des 
»deutschen Europas« muss dann die so-

genannte totale Opposition herhalten, 
deren Verhalten also fast an nationalen 
Verrat heranreicht. Als Donald Tusk 
im Frühjahr erneut zum EU-Ratspräsi-
denten gewählt wurde, ließ Kaczyński 
seine Ministerpräsidentin dagegen stim-
men. In der Begründung wurde Tusk 
ein »deutscher« Kandidat genannt, dem 
die polnische Regierung natürlich nicht 
zuzustimmen brauche. Schaut man zu-
rück auf die Geschichte der sogenann-
ten EU-Osterweiterung von 2004, dann 
wird schnell klar, welch tragende Rolle 
dabei den stabilen und verlässlichen Be-
ziehungen zwischen Deutschland und 
Polen zukam. Die Oder-Neiße-Grenze 
zwischen beiden Ländern wurde zu 
einem ganz wichtigen Stützpfeiler der 
EU-Integration. Jetzt meinen einige im 
Kaczyński-Lager, die Logik ließe sich 
umdrehen: Mit der EU-Mitgliedschaft 
im Rücken müsste oder könnte die Po-
sition des Landes gegenüber Deutsch-
land gestärkt werden, so als ob Polen 
auf dem bisherigen Weg seit 2004 Ge-
fahr laufe, unter die deutschen Räder zu 
geraten. 

Nicht gerüttelt wird dabei allerdings 
an den engen Wirtschaftsbeziehungen, 
denn die braucht es, um das gegen-
wärtige Wachstumstempo des Brutto-
inlandsprodukts von jährlich über 3% 
beizubehalten. Aber in einem ande-
ren Bereich soll jetzt so etwas wie glei-
che Augenhöhe durchgesetzt werden 
– in der Geschichtspolitik. Hierfür ein 
kleines Beispiel, wie ungeschminkt da-
bei vorgegangen wird. Bei einem inter-
nationalen Fußballspiel in Warschau 
Anfang August schmückten die poli-
tisch rechts stehenden Fans die eine Tri-
bünenseite im Gedenken an den War-
schauer Aufstand, der am 1. August 
1944 ausgebrochen war. Auf dem Bild 
war ein Wehrmachtsoffizier zu sehen, 
der einem polnischen Kind die Pistole 
an die Schläfe drückt. Unter der über-
großen Darstellung stand in Englisch: 
»Während des Warschauer Aufstands 
ermordeten die Deutschen 160.000 
Menschen. Unter ihnen waren tau-
sende Kinder.« Alles stimmt, das Bild 
wie die mitgeteilten Fakten. Die Auf-
merksamkeit in den Medien war ent-
sprechend groß – auch im Ausland. In 
vielen Beiträgen wurde anderntags die 
Aktion ausdrücklich gelobt, denn end-

lich habe die Welt zur Kenntnis ge-
nommen, wie es um die Beziehungen 
zwischen Deutschland und Polen tat-
sächlich bestellt sei. Die Botschaft heißt 
also, Deutschland habe noch viel gutzu-
machen im gemeinsamen Verhältnis. 
Die gemeinsame Mitgliedschaft in der 
EU ändere daran wenig, es sei über-
haupt Polen, das eine gemeinsame EU-
Mitgliedschaft ermögliche. Das ist die 
Logik, die in der Frage der deutsch-
polnischen Beziehungen derzeit vom 
Kaczyński-Lager vertreten wird. 

Schluss

Jarosław Kaczyński hatte 2005 bis 
2007 regiert, als ob er sich der absolu-
ten Mehrheit im Parlament sicher sein 
konnte. Er ignorierte völlig die Belange 
der beiden anderen Koalitionspart-
ner, die er einfach an die Wand drückte. 
Das Scheitern war unausweichlich. Der 
Parteichef lässt nun regieren, als ob 
die Nationalkonservativen die für eine 
Verfassungsänderung nötige Zweidrit-
telmehrheit im Parlament sicher in der 
Tasche hätten. Er liebt den Angriff, das 
Überreizen, die Überrumpelung, den 
Bluff. Er und seine Anhänger behaup-
ten, die »totale Opposition« wolle die 
Regierung stürzen, denn die demons-
trativ herausgehobene Verfassungsfrage 
und das EU-Blau seien nur vorgescho-
ben. Sie seien der Schleier, hinter dem 
die ungebremste Machtgier der »tota-
len Opposition« lauere. Vielleicht aber 
schätzt er die Mehrheitsverhältnisse in 
seinem Land wieder einmal falsch ein, 
denn wenn Menschen in Massen auf die 
Straße gehen, um die Verfassung gegen 
die Regierung zu verteidigen, reicht es 
nicht, sich auf den Teufel zu berufen. 

Übrigens hatte Polens National-
dichter Adam Mickiewicz in den 1840 
bis 1844 gehaltenen Pariser Vorle-
sungen über slawische Literatur einst 
ein wunderbares Gleichnis angeführt: 
Der Teufel beobachtet, wie die Men-
schen die Saat ausbringen. Nachdem sie 
das Feld verlassen haben, macht er sich 
ans Werk – er drückt die Körner tief in 
die Erde ein. 
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